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Besch luß

In der Verwaltunesrechtssache

Arrtrassiellers,

Rechrsanwalt Hans-Joachim S chröder, Königstraße 8 1,
. /  i \ \ . /  |  t t n a n l a
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die Bundesrepubiik Deutschland, vefireten durch den Bundesminister des Innern in Bonrl
djeser venr:eten ciur:ch den Leiter des Bundesamtes firr die Anerkennung ausiändischer
Flüchtiinge, Frankensraße 210. 90461 Nürnberg, Außenstelle Lubeck, Vorwerker Straße i03,
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Anordnung der aufschi ebenden V/irkung
(Ausreiseaufforderung und Abschiebungsandrohung)

hat die i4. Kammer des Schleswig-Hoisteinischen Verwaltungsgerichts in Schleswig

i3. Okober 2000 durch den Berichterstatter als Einzelrichter beschlossen:

Die aufschiebende Wirkung der Klaee des A:rrragstellers gegen den
Bescheid der Antragsgegnerin vom i5.09.2000 wird a*ngeordnet.

Die Kosren des Verfakens wercien cier BelCaeten auferleqc.

Gründe

ra^. ^  ̂ i -^^ ni.t  arrfschiehende Wirkrrna der Klaoe oecten cien Bescheid derl J Ü l  l \ l  l l l  d L , i l  \ . . a i E  q u r r v r  r r v e e r  r v v  v  Y  l l  n  u l  l S  \ J g l  I  v c s s  Y v \ - l s l  I  s e r

Aniragsgegnerin vom 15.9.2000 anzuordnen, ist zu{ässig, insbesondere fristgemäß ($
36 Abs. 2 S. 1 AsylVfG), er ist auch begründei.

Die nach g 80 Abs. 5 VwGO begehrie Anordnung cer aufschiebenden Wirkung kommi
nur dann nicht in Betrachi, wenn der angefochtene Bescheid mit sehr hoher
Wahr-scheinlichkeii:u Recht ergangen ist. Das ist hier voraussichtlich nicht der Fail.

F.echtsgrundfage iur cjen angeiochtenen Bescheid sind die SS 34, 36 AsyiViG. Danach
erläßt das Bundesamr nach den SS 50 und 51 Abs. / de*e AusiändergeseEes die Ab-
schiebungsandi-ohung, wenn der Ausiänder nicht ais Asy{berechtigier anei-kanni wird
uni keine Auiei'rrhaltsgenehr,rigung besii=. i ine Ann:;-=rng oes Ausläncers vcr Eriaß
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der Abschiebungsandrohung ist nicht erforderlich. In den Fällen der offensichtlichen
Unbegrundetheit des Asylantrages beträgt die dem Ausländer zu setzende Ausreisefrist
eine Woche.

Eine Aufenthaltsgenehmigung liegt nicht vor. Der Bestand der sofortigen Vollziehbarkeit
der Abschiebungsandrohung hängt damit nur noch davon ab, ob das Bundesamt zu
Recht den Asylantrag als offensichtlich unbegründet abgelehnt hat und diese
Entscheidung weiterhin bestätigt werden kann (vgl. BVerfG, Beschluß vom 2. Mai 1984
- 2 BvR 1413183 - NJW 1984, 242q. Das ist hier allerdings voraussichtlich nicht der
Fall.

Ein Asylantrag und ein Antrag auf Feststellung der Voraussetzungen des $ 51 Abs. 1
AuslG sind offensichtlich unbegrundet, wenn aufgrund einer umfassenden Würdigung
der vom Antragsteller vorgetragenen oder sonst erkennbaren Umstände unter
Ausschöpfung aller vorliegenden oder zugänglichen Erkenntnismittel an der Richtigkeit
der tatsächlichen Feststellungen vemünftigerweise keine Zweifel bestehen können und
sich bei einem solchen Sachverhalt nach allgemein anerkannter Rechtsauffassung die
Ablehnung des Antrages geradezu aufdrängt. Diese Voraussetzungen liegen hier nicht
vor, soweit es um die Feststellung der Voraussetzungen des $ 51 Abs. 1 AuslG geht.

Soweit der Antragsteller seine Anerkennung als Asylberechtigter begehrt, ist sein
Antrag offensichtlich unbegrundet, da er nach eigenem Vorbringen aus einem sicheren
Drittland eingereist ist. lnsoweit nimmt das Gericht gemäß $ 77 Abs. 2 AsylVfG auf die
zutreffenden Grunde des angefochtenen Bescheides Bezug.

Das Gericht folgt den Grunden des angefochtenen Bescheides jedoch nicht, soweit
auch die Voraussetzungen des $ 51 Abs. 1 AuslG verneint wurden. Damit sind die
Voraussetzungen des $ 30 Abs. 1 AsylVfG nicht erfüllt und der Antrag hätte nicht als
offensichtlich unbegründet abgelehnt werden dürfen. lm vorliegenden Fall bestehen
nämlich - insbesoncjere nach seinem Vorbringen in der Anti'agsschrift vom 21.9.2040 -
emsthafte Zweifel daran, daß die Antragsgegnerin in dem angefochtenen Bescheid zu
Recht davon ausgegangen ist, daß ein Anspruch des Antragstellers auf Feststellung
der Voraussetzunoen des A 51 Abs. 1 AuslG offensichtlich nicht besteht. Der

"tlhjiäö"iäriär"pp*;,[qg,6lfiübiegehren,in,,gp"r AÄiFä$&chrift u.". ää]ärr sestützt, dä'l3
ihm qöo-en Uberoriffe fanatischer Anhänoer der Armenisch-Apostolischen Kirche
iü:i3ö€*'ärt von cän 

'päiiiEbehorden 
o"' ;fi6öi3r'" 3äüüU 'iäFffiäiöert , -w-e;den- ssj.

th3'6E3tüfiääre anö88jchts der aääitisune des Bürsermeisters an c"mjäüldli-uriSi$l?i**"
habe er r<äi?iä'fri$icnt aut dähirL ;lilÜr' die potizei ciööäüen uno ääÄfiälo c"r Läno
üäliäIi"n. Na,ctr -di^esem r/dlöiifis"n, das in der 'üüÄäii"nen^-üä1fiääfu1i,?iö riciün
konkretisiert ffäi'ääifkann, ist es nicht auszuschließen, daß oer n?itlää'diäfier autöruno
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privater Übergriffe von asylrelevanter ln-tensität sein Heimatland verlassen mußte, die
dem Staat Georgien als politische V5ftäbtfitffuztfääfilHn sind, weil ihm ein möglicher
Schutz der staatlichen Organe verweigert wurde. Insoweit ist sein Asylvorbringen
demnach nicht als offensichtlich unbegrundet anzusehen, so daß die Voraussetzungen
des S 30 Abs. 1 AsylVfG fur eine Ablehnung seines Antrages als offensichtlich
unbegrundet nicht vorliegen. Vielmehr wird im Klageverfahren im einzelnen zu prufen
sein, ob die Voraussetzungen des $ 51 Abs. 1 AuslG im Falle des Antragstellers
vodiegen.

Dem Antragsteller ist daher durch Anordnung der aufschiebenden Wirkung Gelegenheit
zu geben, sein Antragsbegehren in dem von ihm anhängig gemachten Klageverfahren
14 A263100 im einzelnen übemrufen zu lassen.

Die Kostenentscheidung folgt aus S 154 Abs. 1 VwGO.

Dieser Beschluß ist unanfechtbar (S 80 AsylVfG).

Schlenzka
Richter am VG


